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Schriftliche Ausfertigung des am 12.2.2009 
 

mündlich verkündeten Erkenntnisses 
 

IM NAMEN DER REPUBLIK 
 

Der Asylgerichtshof hat durch den Richter Dr. SCHADEN als Einzelrichter über die Beschwerde des Herrn 
M.A.5, StA. Nigeria, gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom 21.4.2005, 03 33.456-BAW, nach 
Durchführung einer mündlichen Verhandlung am 7.1.2008 und am 12.2.2009 zu Recht erkannt: 
 

Die Beschwerde wird gemäß § 7 Asylgesetz 1997 idF BGBl. I Nr. 126/2002 und § 8 Abs. 1 und 2 Asylgesetz 
1997 idF BGBl. I Nr. 101/2003 abgewiesen. 

Text 

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e : 
 

1.1. Der Beschwerdeführer, ein nigerianischer Staatsangehöriger, stellte am 28.10.2003 den Antrag, ihm Asyl zu 
gewähren. Bei seiner Einvernahme vor dem Bundesasylamt (Außenstelle Wien) am selben Tag gab er - gerafft 
wiedergegeben - an, er gehöre der ethnischen Gruppe der Hausa an und sei Muslim. Er spreche Hausa und 
Englisch. Seinen Heimatort Y. habe er vor etwa drei Wochen verlassen. Er sei Mitglied der Jugendorganisation 
in Adamawa gewesen, und zwar jener der PDP; dies stehe für "People Development Party". 2000 sei er einmal 
bei Auseinandersetzungen mit der Polizei für zehn Minuten angehalten worden. Sein Herkunftsland habe er 
verlassen, weil er im Dezember 2002 vom Islam zum Christentum übergetreten sei und seine Eltern ihn deshalb 
töten wollten. Er sei Christ geworden, weil die Scharia schlecht sei; die Muslime töteten Leute. In einer anderen 
Stadt - etwa in Lagos - hätten ihn seine Eltern überall finden können. Auf den Vorhalt, Eltern töteten ihre Kinder 
nicht wegen eines Religionswechsels, gab der Beschwerdeführer an, er schwöre bei Allah, dass er nicht lüge. 
Auf den weiteren Vorhalt gab er an, er habe automatisch "Allah" statt "Gott" gesagt, weil er früher Muslim 
gewesen sei. 
 

1.2. Mit dem angefochtenen Bescheid wies das Bundesasylamt den Asylantrag gemäß § 7 Asylgesetz 1997 
BGBl. I 76 (in der Folge: AsylG) idF BG BGBl. I 126/2002 (und der Kundmachung BGBl. I 105/2003) ab 
(Spruchpunkt I); gemäß § 8 Abs. 1 AsylG idF der Asylgesetznovelle 2003 BGBl. I 101 (AsylGNov. 2003) 
erklärte es, die Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung des Beschwerdeführers nach Nigeria sei 
zulässig (Spruchpunkt II); gemäß § 8 Abs. 2 AsylG idF der AsylGNov. 2003 wies es den Beschwerdeführer aus 
dem österreichischen Bundesgebiet aus (Spruchpunkt III). Das Bundesasylamt beurteilte das Vorbringen des 
Beschwerdeführers nicht als glaubwürdig und begründete dies näher. Weiters verneinte es, dass der 
Beschwerdeführer iSd § 8 Abs. 1 AsylG iVm § 57 Abs. 1 und 2 Fremdengesetz 1997 BGBl. I 75 (in der Folge: 
FrG) bedroht oder gefährdet sei, und begründete abschließend seine Ausweisungsentscheidung. 
 

Dieser Bescheid wurde dem Beschwerdeführer am 29.4.2005 durch Hinterlegung beim Postamt zugestellt. 
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Gegen diesen Bescheid richtet sich die vorliegende, fristgerechte, nun als Beschwerde (vgl. Pt. 2.3.1.2) zu 
behandelnde (und daher in der Folge so bezeichnete) Berufung vom 30.4.2005, die der Beschwerdeführer am 
4.5.2005 ergänzte. 
 

1.3. Am 10.3.2008 übermittelte die Bundespolizeidirektion Wien dem Bundesasylamt einen Bescheid der 
Sicherheitsdirektion Wien, mit dem im Instanzenzug gemäß § 62 Abs. 1 iVm Abs. 2 iVm § 60 Abs. 2 Z 1 
Fremdenpolizeigesetz 2005 (Art. 3 BG BGBl. I 100/2005; in der Folge: 

FPG) ein auf zehn Jahre befristetes Rückkehrverbot gegen den Beschwerdeführer erlassen wurde. Begründet 
wurde dies mit einer Verurteilung durch das Landesgericht für Strafsachen Wien wegen §§ 27 Abs. 1 und 2 Z 2 
erster Fall Suchtmittelgesetz zu sieben Monaten Freiheitsstrafe. Er habe Kokain verkauft und Heroin zu 
verkaufen versucht sowie Marihuana für den Eigengebrauch erworben und besessen. 
 

1.4. Am 7.1.2008 führte der unabhängige Bundesasylsenat, am 12.2.2009 der Asylgerichtshof eine öffentliche 
mündliche Verhandlung durch. An der Verhandlung vor dem unabhängigen Bundesasylsenat nahm nur der 
Beschwerdeführer als Partei teil; der Verhandlung wurde eine Dolmetscherin für die englische Sprache 
beigezogen. An der Verhandlung vor dem Asylgerichtshof nahm keine der Parteien teil. Die Verhandlung war 
geboten, weil die Beschwerdeergänzung der Beweiswürdigung des angefochtenen Bescheides substantiiert 
entgegentritt. 
 

Da die Verhandlung vor dem Asylgerichtshof nur der Erörterung von Dokumenten diente - somit auch dem 
rechtlichen Gehör - und die Feststellung des maßgeblichen Sachverhaltes auch ohne den Beschwerdeführer 
möglich ist, konnte die Verhandlung durchgeführt werden, obwohl er abwesend war und ihm die Ladung zur 
Verhandlung durch Hinterlegung ohne vorhergehenden Zustellversuch zugestellt wurde (eine Zustelladresse 
konnte nicht ermittelt werden). Eine Einstellung kommt unter diesen Umständen nicht in Betracht (vgl. VwGH 
19.12.2001, 2000/20/0318), zumal da der Beschwerdeführer ohnedies in der Verhandlung vor dem 
unabhängigen Bundesasylsenat einvernommen worden war. 
 

1.5. Der unabhängige Bundesasylsenat bzw. der Asylgerichtshof erhob Beweis, indem er den Beschwerdeführer 
in der Verhandlung vor dem unabhängigen Bundesasylsenat vernahm und - außer den Akten des 
erstinstanzlichen Verfahrens - folgende Unterlagen einsah, die auch in der Verhandlung erörtert wurden: 
 

Birgit Kirsten Müllner/Barbara Svec, Nigeria. Länderbericht August 2004 (ACCORD) 
 

United States Department of State, Nigeria. Country Reports on Human Rights and Practices 2007, vom 
11.3.2008 
 

Bericht des (deutschen) Auswärtigen Amtes über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der 
Bundesrepublik Nigeria vom 21. Januar 2009, Stand November 2008, Berlin 
 

Weiters zog der unabhängige Bundesasylsenat bzw. der Asylgerichtshof einen Sachverständigen für die 
Situation in Nigeria und für afrikanische Sprachen bei, der in der Verhandlung vor dem unabhängigen 
Bundesasylsenat einen Befund aufnahm, um zu überprüfen, ob beim Beschwerdeführer eine Sprachkompetenz in 
Hausa vorliege, und in der Folge ein Gutachten dazu erstattete. 
 

2. Der Asylgerichtshof hat erwogen: 
 

2.1.1. Zur Lage in Nigeria: 
 

Nigeria ist der bevölkerungsreichste Staat Afrikas. 1999, als Olusegun Obasanjo zum Präsidenten gewählt 
wurde, kehrte Nigeria zur Demokratie zurück. Die Parteizugehörigkeit orientiert sich bei den meisten der etwa 
50 kleineren Parteien entlang ethnischer Linien. Parteien werden primär als Zweckbündnisse zur Erlangung von 
Macht angesehen. Die einzige große überregionale Partei ist die Regierungspartei PDP (People's Democratic 
Party). Zweitstärkste Partei ist die ANPP (All Nigeria People's Party), die vor allem im Norden vertreten ist. 
Dritte Kraft ist der anlässlich der Wahlen 2007 gegründete Action Congress (AC). Die übrigen Parteien haben 
kaum Bedeutung. Mit der Amtseinführung des neu gewählten Präsidenten Yar'Adua am 29.5.2007 ist erstmals in 
der Geschichte des unabhängigen Nigeria ein demokratischer Regierungswechsel gelungen. Die 
Regierungspartei PDP erhielt wieder die Mehrheit in den beiden Kammern der Nationalversammlung (Senat und 
Repräsentantenhaus). 
 

Nigeria ist in 36 Bundesstaaten und einen Bundeshauptstadtbezirk sowie 774 Local Government Areas 
(Landkreise) gegliedert. Die Verfassung enthält einen Grundrechtskatalog. In der Verfassungswirklichkeit 
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dominiert die Exekutive in Gestalt des direkt gewählten Präsidenten und der ebenfalls direkt gewählten 
Gouverneure der Bundesstaaten. Die Verfassung sieht Gewaltenteilung und die Unabhängigkeit der Justiz vor. 
Tatsächlich ist die Justiz allerdings der Einflussnahme von Exekutive und Legislative sowie von einzelnen 
politischen Führungspersonen ausgesetzt. Den Untersuchungshäftlingen - dh. etwa 65 % der Gefängnisinsassen - 
wird oft nicht mitgeteilt, welche Vorwürfe ihnen zur Last gelegt werden. 
 

Polizei und Justiz (diese über den National Judicial Council) werden vom Bund kontrolliert. Die Bundesstaaten 
haben die Befugnis, per Gesetz erstinstanzliche Gerichte einzusetzen. Dies sind so genannte "Magistrate Courts" 
(südliche Bundesstaaten) oder "District Courts" (nördliche Bundesstaaten), die zumeist nur mit einem Richter 
besetzt sind. Daneben können die Bundesstaaten so genannte "Customary Courts" (Süden) bzw. "Sharia Courts" 
(Norden) einrichten. In allen Fällen handelt es sich um staatliche Gerichte. Mit Einführung der erweiterten 
Scharia-Gesetzgebung in zwölf nördlichen Bundesstaaten 2000 - 2002 haben die Scharia-Gerichte auch 
strafrechtliche Befugnisse erhalten (Verhängung so genannter Körperstrafen bis hin zu Todesurteilen), während 
sie zuvor auf das islamische Personenstandsrecht beschränkt waren. Das Scharia-Strafrecht gilt grundsätzlich nur 
für Muslime. Bestimmte, im Koran genannte Vergehen werden danach mit so genannten "Hudud"-Strafen 
geahndet. Diese sehen Auspeitschung, Amputation und die Todesstrafe, teilweise in der Form der Steinigung, 
vor. Mord und Körperverletzung werden entweder mit Vergeltungsstrafen, bei denen Gleiches mit Gleichem 
geahndet wird, oder mit Blutgeld bestraft. Seit der Einführung des Scharia-Strafrechts wurden gegen zahlreiche 
Angeklagte Amputationsstrafen verhängt, zumeist wegen Diebstahls. Es gibt lediglich zwei bestätigte Fälle von 
vollstreckten Amputationsstrafen aus dem Bundesstaat Zamfara. Bisher ist ein Fall bekannt, in dem ein unter 
dem Scharia-Strafrecht gefälltes Todesurteil tatsächlich vollstreckt wurde. 
 

Alle Sicherheitsorgane (Militär, Staatsschutz SSS [State Security Service] sowie paramilitärische 
Verbrechensbekämpfungseinheiten, die so genannten RRS [Rapid Response Squads]) werden neben der Polizei 
auch im Innern eingesetzt. Die Sicherheitskräfte sehen sich immer wieder Vorwürfen ausgesetzt, zum Teil 
schwere Menschenrechtsverletzungen zu begehen: Allen Hinweisen zufolge sind unverhältnismäßige 
Gewaltanwendung sowie Folterungsmaßnahmen noch relativ häufig; auch willkürliche Verhaftungen und 
extralegale Tötungen werden immer wieder aus zuverlässigen Quellen gemeldet. Die allgemeinen Polizei- und 
Ordnungsaufgaben obliegen der (Bundes-)Polizei, die dem Inspector General Police in Abuja untersteht. Die 
Lage der etwa 310.000 Mann starken Polizeitruppe ist durch schlechte Besoldung sowie schlechte Ausrüstung 
und Unterbringung gekennzeichnet. Obwohl die nigerianische Rechtsordnung Folter und Misshandlungen 
verbietet, werden Demonstranten, Verdächtige und willkürlich Inhaftierte (zwecks Erpressung von Geld) von 
Armee, Polizei und anderen Sicherheitskräften oft geschlagen und misshandelt. Die Korruption bei der Polizei 
ist nach wie vor weit verbreitet, Gelderpressung an Straßensperren und willkürliche Verhaftungen sind an der 
Tagesordnung. Die Polizeiführung versucht gegenzusteuern und veranstaltet zusammen mit Nicht-
Regierungsorganisationen Menschenrechtskurse für Polizisten. 
 

In Nigeria gibt es mehr als 250 Ethnien. Die drei größten ethnischen Gruppen sind die Hausa-Fulani im Norden, 
die Yoruba im Südwesten und die Igbo (Ibo) im Südosten. Die - überwiegend muslimischen - Hausa-Fulani 
machen etwa 29 % der Bevölkerung aus, die - etwa je zur Hälfte christlichen und muslimischen - Yoruba etwa 
21 %, die - überwiegend christlichen - Igbo etwa 18 %. Diskriminierung auf Grund der Zugehörigkeit zu einer 
Ethnie ist durch die Verfassung verboten. In einigen Bundesstaaten ist die Lage von Minderheiten 
problematisch. Kennzeichnend für das Zusammenleben von Mehrheiten und Minderheiten in Nigeria ist das 
unregelmäßige Aufflackern von gewalttätigen Auseinandersetzungen zwischen unterschiedlichen 
Bevölkerungsgruppen. Im Niger-Delta ist die Lage der Minderheitenvölker seit Beginn der Ölförderung vor 50 
Jahren kritisch. Gegen sezessionistische Gruppierungen wie das "Movement for the Actualisation of the 
Sovereign State of Biafra" (MASSOB) gehen die Sicherheitsorgane teilweise massiv vor. Die Gruppe rekrutiert 
sich aus der ethnischen Gruppe der Igbo und reklamiert größere Selbständigkeit für den Südosten Nigerias. 
 

Etwa 70 % der Bevölkerung leben am Existenzminimum und von informellem Handel und 
(Subsistenz-)Landwirtschaft. Geldtransfers und Investitionen der im Ausland lebenden Nigerianer tragen 
wesentlich zur Unterstützung der nigerianischen Wirtschaft bei. 
 

Die Verfassung garantiert die Religionsfreiheit und verbietet, eine bestimmte Religion zur Staatsreligion zu 
machen. In einigen Bundesstaaten ist die Lage der jeweiligen christlichen bzw. muslimischen Minderheit 
problematisch. Häufig liegen den immer wieder vorkommenden lokalen religiösen Auseinandersetzungen jedoch 
wirtschaftliche, soziale und ethnische Konflikte zugrunde. 
 

Der Einsatz von Schlägertruppen und privaten Milizen zur Erreichung politischer oder wirtschaftlicher Ziele ist 
weit verbreitet. Die staatlichen Ordnungskräfte sind personell, technisch und finanziell nicht in der Lage, die 
Gewaltkriminalität befriedigend zu kontrollieren. Um der verunsicherten Bevölkerung ein gewisses Maß an 
Schutz angedeihen zu lassen, treten daher in den Regionen bestimmte Organisationen in Form von "ethnischen 
Vigilantegruppen" in der Öffentlichkeit auf. Am bekanntesten sind die militante Yoruba-Organisation "Odua 



 Asylgerichtshof 26.02.2009 

www.ris.bka.gv.at  Seite 4 von 11 

People's Congress" (OPC) im Südwesten und die "Bakassi Boys" (militante Igbo) im Südosten des Landes, im 
Bundesstaat Anambra. Die Behörden reagieren unterschiedlich auf diese Gruppen. Das Niger-Delta ist ein 
weitgehend rechtsfreier Raum, in dem die Einflussmöglichkeit der staatlichen Ordnungskräfte sehr begrenzt ist. 
 

Grundsätzlich besteht die Möglichkeit, staatlicher Verfolgung oder Repression Dritter durch Umzug in einen 
anderen Teil Nigerias auszuweichen. Dies kann allerdings zu wirtschaftlichen und sozialen Problemen führen, 
wenn sich Einzelpersonen an einen Ort begeben, in dem keine Mitglieder ihrer Familie, der erweiterten 
Verwandtschaft oder der Dorfgemeinschaft leben. 
 

Rückkehrer finden in den Großstädten eine ausreichende medizinische Versorgung vor, allerdings in der Regel 
weit unter europäischem Standard. 
 

Erkenntnisse darüber, dass abgelehnte Asylwerber bei Rückkehr nach Nigeria allein wegen der Beantragung von 
Asyl mit staatlichen Repressionen zu rechnen haben, liegen nicht vor. Abgeschobene Personen werden im 
Allgemeinen nach ihrer Ankunft vom Nigerian Immigration Service oder der Drogenpolizei befragt. Im Ausland 
straf- oder polizeilich auffällig gewordene Personen, insbesondere Prostituierte, werden in ihren Herkunfts-
Bundesstaat überstellt. Wegen Drogendelikten im Ausland verurteilte Nigerianer werden nach Rückkehr an die 
National Drug Law Enforcement Agency überstellt (Ende 2007 wurde zudem bekannt, dass über 200 in Nigeria 
verurteilte Drogenhändler sich dem Strafvollzug entziehen konnten). Ein zweites Strafverfahren in Nigeria 
wegen derselben Straftat haben diese Personen jedoch nicht zu befürchten. 
 

2.1.2. Zur Person und zu den Fluchtgründen des Beschwerdeführers: 
 

Der Beschwerdeführer ist Staatsangehöriger Nigerias; er gehört nicht der ethnischen Gruppe der Hausa an und 
beherrscht die Sprache Hausa nicht. 
 

Der Beschwerdeführer wurde in Österreich2005 vom Landesgericht für Strafsachen Wien zu einer 
Freiheitsstrafe von sieben Monaten verurteilt, von denen sechs Monate bedingt nachgesehen wurden. 2008 
wurde er vom Landesgericht für Strafsachen Wien zu einer Freiheitsstrafe von sechs Monaten verurteilt. In 
beiden Fällen waren Verstöße gegen das Suchtmittelgesetz der Grund für die Verurteilungen. 
 

Die Fluchtgründe, die der Beschwerdeführer vorgebracht hat, werden den Feststellungen nicht zugrunde gelegt: 
dass er nämlich vom Islam zum Christentum übergetreten sei und deshalb von seinen muslimischen Eltern mit 
dem Tode bedroht werde. 
 

2.2. Diese Feststellungen beruhen auf folgender Beweiswürdigung: 
 

2.2.1. Die Feststellungen zur Lage in Nigeria beruhen auf dem Bericht des (deutschen) Auswärtigen Amtes über 
die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der Bundesrepublik Nigeria vom 21. Januar 2009 (Stand November 
2008), der durch den Bericht des US Department of State (Nigeria. Country Reports on Human Rights and 
Practices 2007) und den ACCORD-Bericht, verfasst von B K Müllner und B Svec, bestätigt wird. Der Bericht 
des US Department of State enthält eine Fülle von Einzelbeispielen zu Mordfällen, Polizeiübergriffen, 
Gerichtsverfahren usw. 
 

Die Feststellungen zur ethnischen und religiösen Zusammensetzung der Bevölkerung beruhen auf dem Berichten 
Müllners und Svec' (32 f.). 
 

Alle zitierten Unterlagen, auf denen diese Feststellungen beruhen, stammen von angesehenen staatlichen und 
nichtstaatlichen Einrichtungen, sodass keine Bedenken dagegen bestehen, sich darauf zu stützen. 
 

2.2.2.1. Die Feststellungen zu den Verurteilungen des Beschwerdeführers in Österreich stützen sich auf die 
Strafregisterauskunft, die der Asylgerichtshof eingeholt hat. 
 

2.2.2.2. Der Asylgerichtshof folgt den Behauptungen des Beschwerdeführers über seine Fluchtgründe nicht, und 
zwar aus folgenden Gründen: 
 

Der Beschwerdeführer verwickelte sich bei seinen Einvernahmen vor dem Bundesasylamt und vor dem 
unabhängigen Bundesasylsenat in Widersprüche und konnte den angeblichen Ablauf der Ereignisse kaum 
erklären. Dies begann schon mit seiner Behauptung vor dem Bundesasylamt, der Ausdruck PDP stehe für People 
Development Party, während er - wie sich aus den Länderfeststellungen ergibt - tatsächlich für People's 
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Democratic Party steht. Aus der angeblichen, zehn Minuten dauernden Anhaltung durch die Polizei 2000 
versucht der Beschwerdeführer freilich ohnedies keine Verfolgung abzuleiten. Dies kann daher auf sich beruhen. 
 

Vor dem Bundesasylamt konnte der Beschwerdeführer keine Angaben zur Taufe machen, sondern gab an, Christ 
werde man durch Gebet. Zwar geht der Beschwerdeführer in der Beschwerdeergänzung darauf ein, indem er 
behauptet, er habe jenen Teil der Zeremonie erwähnt, der ihm selbst am wichtigsten erschienen sei und der 
wiedergebe, warum er Christ geworden sei. In der Verhandlung vor dem unabhängigen Bundesasylsenat wusste 
er dazu freilich auch nur zu sagen, Taufe bedeute Wiedergeburt. 
 

Vor dem Bundesasylamt beantwortete der Beschwerdeführer Fragen mehrmals mit Sätzen, die sich offenbar 
nicht auf die Frage bezogen, zB die Frage nach der Art, wie seine Eltern ihn zu töten versucht hätten, zweimal 
damit, sein Vater habe ihn verfolgt, weil er Gott anbete. Auf die Frage, warum er nicht in eine größere Stadt 
gegangen sei, antwortete er zunächst, er sei gelaufen und auf ein Schiff gegangen, und auf die Wiederholung der 
Frage, seine Eltern wollten ihn töten. 
 

In der Verhandlung vor dem unabhängigen Bundesasylsenat gab er an, ein "Al-Haji" habe ihn von Djalingo nach 
Kano - das nach seiner Behauptung am Meer liegt (das Gegenteil ist der Fall) - mitgenommen. Auf die Frage 
nach der Religion dieses Al-Haji gab er an, dieser sei "auch ein Christ". Al-Haji bedeute eine "wichtige 
Persönlichkeit". Später gab er auf die Frage, ob es Christen gebe, die Al-Haji seien, an, dies seien nur Muslime. 
Auf den Vorhalt, er habe vorhin den Al-Haji, der ihn nach Kano gebracht habe, als Christen bezeichnet, 
antwortete er zunächst, er habe ihn um Hilfe gebeten und der Al-Haji habe ihm geholfen. Auf die neuerliche 
Frage nach der Religion dieses Al-Haji gab der Beschwerdeführer an, Al-Haji sei ein Ausdruck für eine wichtige 
Persönlichkeit, dies müsse kein Muslim sein. Der Beschwerdeführer, der ja nach seiner Angabe zum 
Christentum konvertiert war, und zwar zum anglikanischen Glauben, konnte weder Sakramente angeben (er 
behauptete, es gebe drei Sakramente, und zwar Friede, Freude und Güte) noch konnte er die wichtigsten 
Pflichten eines Muslim nennen; auf die entsprechende Frage antwortete er mit dem Ausdruck "Sallamalaikum" 
(es war ihm bekannt, dass dies "Friede sei mit dir" bedeute). Der Ausdruck "Zakat" (eine der fünf wichtigsten 
Pflichten eines Muslim) sagte dem Beschwerdeführer nichts. 
 

In der Verhandlung vor dem unabhängigen Bundesasylsenat nahm der Sachverständige beim Beschwerdeführer 
einen Befund in Form eines kognitiv-linguistischen Tests auf, der auch eine Bildbenennungsaufgabe enthielt. In 
der Folge legte er ein Gutachten vor, das in der Verhandlung vor dem Asylgerichtshof erörtert wurde. 

Darin führte er ua. aus [Proband = der Beschwerdeführer]: 
 

"Der Proband macht widersprüchliche Angaben zu seinem Geburts- und Wohnort. Zunächst gibt er an, in Y. 
geboren worden zu sein [...]. Y. liege in Hausa, also im ¿Hausaland' [...]. Er präzisiert, dass Y. (scil. in) 
Adamawa State liege. Dort sei er auch aufgewachsen, bzw. stammten seine Eltern aus J.[...]. J. sei eine Straße in 
Y.. Y. liege in I.. J. liege in Y.. I. sei so wie hier etwa der 10. Bezirk. Y. wird vom Probanden unterschiedlich 
charakterisiert, so sagt er, Y. sei eine Stadt, ein state ¿Bundesland', es sei wie Österreich. Dazu ist festzustellen, 
dass Y. und I. die Namen zweier eng aneinanderliegender Städte im nigerianischen Adamawa State sind. J. ist 
ein Stadtteil von I.. Nach der Teilung der alten Y. Local Government Area ist die Stadt Y. nun der 
Verwaltungssitz von Y. South LGA, die Stadt I. von Y. North LGA. Die vom Probanden gebrauchte 
Bezeichnung Hausa, insbesondere in seiner Aussprache [...], ist im Süden Nigerias gebräuchlich, wo sie, etwa im 
Igbo, ¿Hausaland' oder ¿Nordnigeria' bezeichnet. 
 

Das Hausa wird in Nigeria [...] von 18,5 Millionen Personen als Muttersprache gesprochen [...]. Darüber hinaus 
ist das Hausa die allgemeine Verkehrssprache Nordnigerias. Es wird seit Jahrzehnten im Grundschulunterricht 
als Unterrichtssprache und zur primären Alphabetisierung gebraucht [...]. Dies trifft, wie ich aus persönlicher 
Erfahrung vor Ort weiß, insbesondere auch auf die Städte I. und Y. zu, wobei nach der allgemeinen 
Einschätzung der Bewohner dieser Städte in Y. mehr Fulfulde gesprochen wird als in I. 

[...]. 
 

In Adamawa State ist zwar seit Jahrzehnten ein Rückgang der Bedeutung der Sprache Fulfulde als allgemeine 
Verkehrssprache zu beobachten, dennoch stellt das Fulfulde die Sprache eines hohen Bevölkerungsanteils in 
Adamawa State dar bzw. wird diese Sprache dort auch noch von einem großen Teil der Bevölkerung als 
Zweitsprache gesprochen. Das Fulfulde ist die Sprache der in Adamawa State politisch dominanten ethnischen 
Gruppe der Fulbe (Fula, Fulani), der auch der in Y. residierende traditionelle Herrscher des historischen 
Emirates von Adamawa, der Lamido von Adamawa, angehört. [...] In Adamawa State, wie auch in anderen 
Teilen Nordnigerias, hat das Englische seine hauptsächliche Bedeutung als Bildungs- und Verwaltungssprache, 
wobei in beiden Bereichen auf den unteren Niveaus das Hausa dominiert. [...] 
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Zur Überprüfung seiner Sprachkompetenzen wird der Proband gebeten, einzelne Ausdrücke aus dem Englischen 
ins Hausa zu übersetzen. Er wird weiters gebeten, verschiedene Körperteile, die ich ihm an mir selbst zeige, in 
Hausa zu benennen sowie in Hausa zu zählen. [...] Dem Probanden werden auch photographische Abbildungen 
verschiedener Objekte (etwa von Bäumen, Früchten und Haushaltsgegenständen) zur Benennung vorgelegt, die 
dem nordnigerianischen Alltagsleben zuzurechnen sind, bzw. die typisch für die Region sind. Die 
Bildbenennungsaufgabe zielt nicht auf eine Überprüfung der kognitiven Fähigkeiten des Probanden ab, sondern 
ist Teil eines onomasiologischen Verfahrens zur Elizitation (Erfragen) einzelner Lexeme (Ausdrücke). [...] Die 
Äußerungen des Probanden werden anhand wissenschaftlich dokumentierter Vergleichsdaten sowohl aus der 
Literatur als auch aus eigenen Aufnahmen vor Ort bzw. aufgrund meiner Sprachkompetenzen in Fulfulde, 
Englisch und Hausa überprüft. 

[...] 
 

Der Proband demonstriert eine nur sehr geringe lexikalische Kompetenz im Hausa. Nur einige wenige seiner 
Äußerungen lassen sich hinsichtlich ihrer Form und ihrer Bedeutung dem Hausa zuordnen, darunter einige 
Ausdrücke des Grundwortschatzes [...] und Zahlwörter. [...] Der Proband kann zwar verschiedene Grußformeln 
angeben [...], allerdings ohne in verschiedenen Fällen die semantische oder ¿wörtliche' Bedeutung ihrer 
Komponenten bzw. auch ohne die pragmatische Bedeutung dieser Grußformeln angeben zu können. [...] 
 

In seiner Aussprache von Hausa-Ausdrücken weicht er schon auf segmentaler Ebene deutlich von einer 
muttersprachlichen oder einer guten zweitsprachlichen Lautung ab. [...] 
 

Verschiedentlich beantwortet der Proband meine Fragen nach Hausa-Ausdrücken für im nordnigerianischen 
Kontext alltägliche Objekte mit Umschreibungen, die er ad hoc aus Hausa-Ausdrücken zu bilden versucht. [...] 
Ebenso verwendet der Proband pseudo-hausasprachliche Ausdrücke als pseudo-homonyme Ausdrücke. 

[...] 
 

Für die meisten der abgefragten Ausdrücke bzw. gezeigten Objekte kann der Proband keine zutreffenden 
Angaben in Hausa machen, sondern verwendet offensichtlich auch pseudosprachliche Ausdrücke, die, wenn er 
sie von sich aus wiederholt oder auch bei erneuter Abfrage, in ihrer segmentalen Form variieren und keine [...] 
oder nur eine annähernde Ähnlichkeit mit den abgefragten Hausa-Formen aufweisen. Einige Angaben des 
Probanden scheinen an existierenden Hausa-Formen orientiert zu sein, mit denen sie in ihrer segmentalen Form 
teilweise übereinstimmen [...], andere zeigen segmentale Übereinstimmungen mit englischen oder Pidgin-
Formen. [...] In einigen Fällen verweisen die angeblich in Hausa gemachten Aussagen des Probanden auf die 
hauptsächlich im Südosten Nigerias gesprochene Igbo-Sprache, insbesondere aber auf Dialekte dieser Sprache, 
die in der Stadt Onitsha und in Delta State gesprochen werden. Die Sprachen Hausa und Igbo sind miteinander 
unverwandt. [...] 
 

Der Proband demonstriert keine Kompetenz in der in Adamawa State gesprochenen Sprache Fulfulde. [...] 
 

Der Proband spricht nach meiner globalen Einschätzung seiner in Englisch gemachten Äußerungen typisch 
südnigerianisches Englisch. Er demonstriert im Gespräch eine jedenfalls nicht-muttersprachliche Kompetenz im 
Englischen, wie sie etwa für Nigerianer typisch ist, die über eine nur geringe Schulbildung verfügen. [...] 
 

Da schon aufgrund des Fehlens einer muttersprachlichen oder wenigstens guten zweitsprachlichen Kompetenz 
des Probanden im Hausa oder im Fulfulde die Möglichkeit seiner Hauptsozialisierung in I., Adamawa oder 
Nordnigeria mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit auszuschließen ist, wird von einer genaueren 
Analyse bzw. der Darstellung von Merkmalen des vom Probanden gesprochenen Englisch Abstand genommen. 
[...] 
 

Der Proband demonstriert nur sehr geringe landeskundliche Kenntnisse zu Adamawa State bzw. demonstriert er 
zu wesentlichen geographischen, politischen und sozialen Gegebenheiten in Adamawa State und insbesondere 
auch in I. unzutreffende Konzepte. Gleiches gilt für die Konzepte, die er etwa zur Flora von Adamawa State 
demonstriert [...]. 
 

Der Proband kann keine im Detail zutreffenden oder präzisen Angaben zu den Lagebeziehungen zwischen I. und 
Y. machen. [...] 
 

Nach den Local Government Areas (LGA) in Adamawa State gefragt, gibt der Proband J., Ngurore und Jalingo 
an. [...] Dazu ist anzumerken, dass keiner der vom Probanden angegeben Ortsnamen eine LGA in Adamawa 
State bezeichnet. [...] 
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Zusammenfassung 
 

Der Proband demonstriert eine nur sehr geringe, mit Sicherheit nicht muttersprachliche oder nicht 
erstsprachliche Kompetenz im Hausa. Er demonstriert keine Kompetenz in der Sprache Fulfulde. Da eine in I. 
hauptsozialisierte Person in der Regel über Kompetenzen in diesen beiden Sprachen oder jedenfalls einer dieser 
Sprachen verfügt, ist eine Hauptsozialisierung des Probanden in I., insbesondere innerhalb einer hausasprachigen 
Familie, mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit auszuschließen. Da der Proband angibt, abgesehen von 
Hausa und Englisch keine weiteren Sprachkompetenzen zu besitzen bzw. er auch nur über eine jedenfalls nicht-
muttersprachliche Kompetenz im Englischen verfügt, muss vom Bestehen mindestens einer weiteren 
Sprachkompetenz des Probanden ausgegangen werden. Es gibt in der Sprachprobe deutliche Hinweise auf eine 
Sprachkompetenz des Probanden in der Sprache Igbo. Der Proband demonstriert nur sehr geringe 
landeskundliche Kenntnisse zu Adamawa State und I., wobei er in wesentlichen Bereichen auch unzutreffende 
Konzepte zu diesen Orten demonstriert. Deshalb ist mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit davon 
auszugehen, dass der Proband nicht in Adamawa State bzw. in I. hauptsozialisiert wurde." 
 

Dieses Gutachten, das zahlreiche Beispiele aus dem Test enthält, den der Sachverständige mit dem 
Beschwerdeführer aufgenommen hatte, wurde in der Verhandlung vor dem Asylgerichtshof erörtert. Da der 
Beschwerdeführer nicht anwesend war, konnte er dazu nicht Stellung nehmen. 
 

Der Sachverständige hat an der Universität Wien Afrikanistik und Politikwissenschaft studiert und wurde 1991 
im Fach Afrikanistik promoviert. Seitdem war er in verschiedenen Forschungsprojekten in Österreich und 
Deutschland beschäftigt. West- und Zentralafrika bereist er seit 1982 regelmäßig zu Forschungszwecken und 
brachte dort insgesamt mehr als sechs Jahre zu. Seit 1992 forscht er auch in Nordnigeria bzw. lehrt dort an einer 
Universität. Er verfügt über theoretische und praktische, hauptsächlich passive Sprachkenntnisse im Hausa. 
Weiters verfügt er über eine gute Sprachkompetenz im Fulfulde, der nach dem Hausa wichtigsten Sprache 
Nordnigerias, die auch der Gegenstand seiner wissenschaftlichen Spezialisierung ist. Seit 1999 ist er als 
Gutachter im Asylverfahren verschiedener europäischer Behörden der ersten und zweiten Instanz tätig. Auf 
Grund seiner Sachkenntnis wurde er bereits in vielen Verfahren als Gutachter herangezogen; er hat im Auftrag 
vieler Mitglieder des unabhängigen Bundesasylsenates und des Asylgerichtshofes zahlreiche nachvollziehbare 
und schlüssige Gutachten erstattet. 
 

Der Asylgerichtshof kommt somit zum Schluss, dass der Beschwerdeführer sich nicht oder jedenfalls nicht über 
längere Zeit in Nordnigeria, so auch nicht in Y. oder anderswo in Adamawa State, aufgehalten hat, da er 
ansonsten bedeutend mehr Kenntnisse über die Verhältnisse dort haben müsste, vor allem auch Sprachkenntnisse 
in Hausa und Fulfulde. Seine Muttersprache ist nicht, wie von ihm behauptet, Hausa, da er in dieser Sprache nur 
sehr mangelhafte Kenntnisse hat. Dazu kommen die zahlreichen, oben dargestellten Widersprüche bei der 
Schilderung des Fluchtvorbringens. Auf Grund all dieser Widersprüche geht der Asylgerichtshof davon aus, dass 
der Beschwerdeführer seine Fluchtgeschichte nicht erlebt, sondern nur eingelernt hat. Sie erscheint somit 
insgesamt nicht als glaubwürdig. Den bisherigen Überlegungen steht nämlich nur die Beteuerung des 
Beschwerdeführers gegenüber, die Wahrheit zu sprechen. Die Gründe, die gegen die Glaubwürdigkeit sprechen, 
überwiegen bei weitem. 
 

2.3. Rechtlich folgt daraus: 
 

2.3.1.1. Gemäß Art. 151 Abs. 39 Z 4 erster Satz B-VG sind Verfahren, die am 1. Juli 2008 beim unabhängigen 
Bundesasylsenat anhängig waren, vom Asylgerichtshof weiterzuführen. 
 

Gemäß § 75 Abs. 1 Asylgesetz 2005 (Art. 2 BG BGBl. I 100/2005, in der Folge: AsylG 2005) sind "[A]lle am 
31. Dezember 2005 anhängigen Verfahren [...] nach den Bestimmungen des Asylgesetzes 1997 zu Ende zu 
führen. § 44 AsylG 1997 gilt." 
 

Gemäß § 44 Abs. 1 AsylG idF der AsylGNov. sind Verfahren über Asylanträge, die bis zum 30.4.2004 gestellt 
worden sind, nach den Bestimmungen des AsylG idF BG BGBl. I 126/2002 zu führen. Auf solche Verfahren ist 
jedoch gemäß § 44 Abs. 3 AsylG idF der AsylGNov. 2003 ua. § 8 AsylG idF der AsylGNov. 2003 anzuwenden. 
 

Der Beschwerdeführer hat seinen Asylantrag vor dem 1.5.2004 gestellt; das Verfahren war am 31.12.2005 
anhängig; das Beschwerdeverfahren ist daher nach dem AsylG idF BG BGBl. I 126/2002 zu führen. § 8 AsylG 
ist jedoch in der Fassung der AsylGNov. 2003 anzuwenden; dementsprechend hat das Bundesasylamt, dessen 
Bescheid mit 6.5.2005 datiert und am 13.5.2005 zugestellt worden ist, die Absprüche über den subsidiären 
Schutz (Spruchpunkt II) und über die Ausweisung (Spruchpunkt III) zu Recht auf § 8 AsylG idF der AsylGNov. 
2003 gestützt. Im Bescheid wird zwar nicht ausdrücklich auf diese Fassung Bezug genommen, sondern nur von 
§ 8 Abs. 1 AsylG "idgF" und von § 8 Abs. 2 AsylG gesprochen; da § 8 AsylG bis dahin jedoch nicht in Absätze 
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gegliedert war, ist es offenkundig, dass das Bundesasylamt § 8 AsylG idF der AsylGNov. 2003 anwenden wollte 
und angewandt hat. 
 

Das Verfahren war am 1.7.2008 beim unabhängigen Bundesasylsenat anhängig, es ist daher vom 
Asylgerichtshof weiterzuführen. 
 

2.3.1.2. Gemäß § 23 Abs. 1 Asylgerichtshofgesetz (in der Folge: 

AsylGHG, Art. 1 Asylgerichtshof-Einrichtungsgesetz BGBl. I 4/2008 [in der Folge: AsylGH-EinrichtungsG]) 
idF der DienstRNov. 2008 BGBl. I 147 ist auf das Verfahren vor dem Asylgerichtshof grundsätzlich das AVG 
mit der Maßgabe sinngemäß anzuwenden, dass an die Stelle des Begriffs "Berufung" der Begriff "Beschwerde" 
tritt. Gemäß § 66 Abs. 4 AVG iVm § 23 Abs. 1 AsylGHG hat der Asylgerichtshof, sofern die Beschwerde nicht 
als unzulässig oder verspätet zurückzuweisen ist, immer in der Sache selbst zu entscheiden. Er ist berechtigt, im 
Spruch und in der Begründung seine Anschauung an die Stelle jener des Bundesasylamtes zu setzen und 
demgemäß den angefochtenen Bescheid nach jeder Richtung abzuändern. 
 

Die Zuständigkeit des Asylgerichtshofes stützt sich auf Art. 151 Abs. 39 Z 4 erster Satz B-VG und auf § 38 
AsylG. § 38 AsylG spricht zwar vom "unabhängigen Bundesasylsenat" und ist durch das AsylGH-EinrichtungsG 
nicht geändert worden; auch die Übergangsbestimmungen des AsylG 2005 ergeben insoweit nichts. Da jedoch 
gemäß Art. 151 Abs. 39 Z 1 B-VG der unabhängige Bundesasylsenat am 1. Juli 2008 zum Asylgerichtshof 
geworden ist und dieses Gericht gemäß Art. 151 Abs. 39 Z 4 B-VG die am 1. Juli 2008 beim unabhängigen 
Bundesasylsenat anhängigen Verfahren weiterzuführen hat, ist davon auszugehen, dass sich § 38 AsylG 
nunmehr auf den Asylgerichtshof bezieht. Ebenso ist davon auszugehen, dass sich jene Bestimmungen des 
AsylG, die von "Berufungen" sprechen, nunmehr auf Beschwerden beziehen. 
 

Die Zuständigkeit des Einzelrichters ergibt sich aus § 75 Abs. 7 Z 1 AsylG 2005 (zur verfassungsrechtlichen 
Unbedenklichkeit dieser Vorschrift VfGH 6.11.2008, U 97/08). 
 

2.3.2.1. Gemäß § 7 AsylG hat die Behörde Asylwerbern auf Antrag Asyl zu gewähren, wenn glaubhaft ist, dass 
ihnen im Herkunftsstaat Verfolgung iSd Art. 1 Abschnitt A Z 2 der Konvention über die Rechtsstellung der 
Flüchtlinge BGBl. 55/1955 (Genfer Flüchtlingskonvention, in der Folge: GFK) droht und keiner der in Art. 1 
Abschnitt C oder F der GFK genannten Endigungs- oder Ausschlussgründe vorliegt. 
 

Flüchtling iSd Art. 1 Abschnitt A Z 2 GFK (idF des Art. 1 Abs. 2 des Protokolls über die Rechtsstellung der 
Flüchtlinge BGBl. 78/1974) ist, wer sich "aus wohlbegründeter Furcht, aus Gründen der Rasse, Religion, 
Nationalität, Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder der politischen Gesinnung verfolgt zu 
werden, außerhalb seines Heimatlandes befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese Furcht nicht 
gewillt ist, sich des Schutzes dieses Landes zu bedienen; oder wer staatenlos ist, sich außerhalb des Landes 
seines gewöhnlichen Aufenthaltes befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt 
ist, in dieses Land zurückzukehren." 
 

Zentraler Aspekt dieses Flüchtlingsbegriffs der GFK ist die wohlbegründete Furcht vor Verfolgung. 
Wohlbegründet kann eine Furcht nur dann sein, wenn sie im Lichte der speziellen Situation des Asylwerbers und 
unter Berücksichtigung der Verhältnisse im Verfolgerstaat objektiv nachvollziehbar ist (vgl. zB VwGH 
22.12.1999, 99/01/0334; 21.12.2000, 2000/01/0131; 25.1.2001, 2001/20/0011). Es kommt nicht darauf an, ob 
sich eine bestimmte Person in einer konkreten Situation tatsächlich fürchtet, sondern ob sich eine mit Vernunft 
begabte Person in dieser Situation (aus Konventionsgründen) fürchten würde (vgl. VwGH 19.12.2007, 
2006/20/0771). Unter Verfolgung ist ein ungerechtfertigter Eingriff von erheblicher Intensität in die zu 
schützende persönliche Sphäre des Einzelnen zu verstehen. Erhebliche Intensität liegt vor, wenn der Eingriff 
geeignet ist, die Unzumutbarkeit der Inanspruchnahme des Schutzes des Heimatstaates bzw. der Rückkehr in das 
Land des vorigen Aufenthaltes zu begründen. Eine Verfolgungsgefahr ist dann anzunehmen, wenn eine 
Verfolgung mit einer maßgeblichen Wahrscheinlichkeit droht; die entfernte Möglichkeit einer Verfolgung 
genügt nicht (VwGH 21.12.2000, 2000/01/0131; 25.1.2001, 2001/20/0011). Die Verfolgungsgefahr muss ihre 
Ursache in einem der Gründe haben, welche Art. 1 Abschnitt A Z 2 GFK nennt (VwGH 9.9.1993, 93/01/0284; 
15.3.2001, 99/20/0128; 23.11.2006, 2005/20/0551); sie muss Ursache dafür sein, dass sich der Asylwerber 
außerhalb seines Heimatlandes bzw. des Landes seines vorigen Aufenthaltes befindet. 
 

Nach der ständigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes (vgl. VwGH 28.3.1995, 95/19/0041; 
27.6.1995, 94/20/0836; 23.7.1999, 99/20/0208; 21.9.2000, 99/20/0373; 26.2.2002, 99/20/0509 mwN; 12.9.2002, 
99/20/0505; 17.9.2003, 2001/20/0177) ist eine Verfolgungshandlung nicht nur dann relevant, wenn sie 
unmittelbar von staatlichen Organen (aus Gründen der GFK) gesetzt worden ist, sondern auch dann, wenn der 
Staat nicht gewillt oder nicht in der Lage ist, Handlungen mit Verfolgungscharakter zu unterbinden, die nicht 
von staatlichen Stellen ausgehen, sofern diese Handlungen - würden sie von staatlichen Organen gesetzt - 
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asylrelevant wären. Eine von dritter Seite ausgehende Verfolgung kann nur dann zur Asylgewährung führen, 
wenn sie von staatlichen Stellen infolge nicht ausreichenden Funktionierens der Staatsgewalt nicht abgewandt 
werden kann (VwGH 22.3.2000, 99/01/0256 mwN). 
 

Von einer mangelnden Schutzfähigkeit des Staates kann nicht bereits dann gesprochen werden, wenn der Staat 
nicht in der Lage ist, seine Bürger gegen jedwede Übergriffe Dritter präventiv zu schützen (VwGH 13.11.2008, 
2006/01/0191). Für die Frage, ob eine ausreichend funktionierende Staatsgewalt besteht - unter dem Fehlen einer 
solchen ist nicht "zu verstehen, dass die mangelnde Schutzfähigkeit zur Voraussetzung hat, dass überhaupt keine 
Staatsgewalt besteht" (VwGH 22.3.2000, 99/01/0256) -, kommt es darauf an, ob jemand, der von dritter Seite 
(aus den in der GFK genannten Gründen) verfolgt wird, trotz staatlichem Schutz einen - asylrelevante Intensität 
erreichenden - Nachteil aus dieser Verfolgung mit maßgeblicher Wahrscheinlichkeit zu erwarten hat (vgl. 
VwGH 22.3.2000, 99/01/0256 im Anschluss an Goodwin-Gill, The Refugee in International Law2 [1996] 73; 
weiters VwGH 26.2.2002, 99/20/0509 mwN; 20.9.2004, 2001/20/0430; 17.10.2006, 2006/20/0120; 13.11.2008, 
2006/01/0191). Für einen Verfolgten macht es nämlich keinen Unterschied, ob er auf Grund staatlicher 
Verfolgung mit maßgeblicher Wahrscheinlichkeit einen Nachteil zu erwarten hat oder ob ihm dieser Nachteil mit 
derselben Wahrscheinlichkeit auf Grund einer Verfolgung droht, die von anderen ausgeht und die vom Staat 
nicht ausreichend verhindert werden kann. In diesem Sinne ist die oben verwendete Formulierung zu verstehen, 
dass der Herkunftsstaat "nicht gewillt oder nicht in der Lage" sei, Schutz zu gewähren (VwGH 26.2.2002, 
99/20/0509). In beiden Fällen ist es dem Verfolgten nicht möglich bzw. im Hinblick auf seine wohlbegründete 
Furcht nicht zumutbar, sich des Schutzes seines Heimatlandes zu bedienen (vgl. VwGH 22.3.2000, 99/01/0256; 
13.11.2008, 2006/01/0191). 
 

2.3.2.2. Da der Beschwerdeführer die behaupteten Fluchtgründe, nämlich die Verfolgung durch seine 
muslimischen Eltern wegen seines Abfalls zum Christentum, nicht hat glaubhaft machen können, liegt die 
Voraussetzung für die Gewährung von Asyl nicht vor, nämlich die Gefahr einer aktuellen Verfolgung aus einem 
der in der GFK genannten Gründe. 
 

2.3.3.1. Ist ein Asylantrag abzuweisen, so hat die Behörde gemäß § 8 Abs. 1 AsylG von Amts wegen 
bescheidmäßig (soweit dies nunmehr durch den Asylgerichtshof geschieht: im Rahmen des Erkenntnisses; § 17 
Abs. 3 AsylGHG) festzustellen, ob die Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung des Fremden in den 
Herkunftsstaat nach § 57 FrG zulässig ist; diese Entscheidung ist mit der Abweisung des Asylantrages zu 
verbinden. Gemäß Art. 5 § 1 des Fremdenrechtspakets BGBl. I 100/2005 ist das FrG mit Ablauf des 31.12.2005 
außer Kraft getreten; am 1.1.2006 ist gemäß § 126 Abs. 1 FPG das FPG in Kraft getreten. Gemäß § 124 Abs. 2 
FPG treten, soweit in anderen Bundesgesetzen auf Bestimmungen des FrG verwiesen wird, an deren Stelle die 
entsprechenden Bestimmungen des FPG. Damit soll zum Ausdruck gebracht werden, dass das jeweilige andere 
Bundesgesetz nunmehr auf die entsprechenden Bestimmungen des FPG verweist. Demnach wäre die 
Verweisung des § 8 Abs. 1 AsylG auf § 57 FrG nunmehr auf die "entsprechende Bestimmung" des FPG zu 
beziehen, di. 

§ 50 FPG. Ob dies wirklich der Absicht des Gesetzgebers entspricht - da doch Asylverfahren, die am 31.12.2005 
bereits anhängig waren, nach dem AsylG weiterzuführen sind - braucht nicht weiter untersucht zu werden, da 
sich die Regelungsgehalte beider Vorschriften (§ 57 FrG und § 50 FPG) nicht in einer Weise unterscheiden, die 
für den vorliegenden Fall von Bedeutung wäre, und da sich die Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes, 
die sich - unmittelbar oder mittelbar - auf § 57 FrG bezieht, insoweit auch auf § 50 FPG übertragen ließe. 
Angemerkt sei jedoch, dass ein Verweis des § 8 Abs. 1 AsylG auf § 50 FPG nicht etwa jene Rechtslage 
herstellte, die dem AsylG 2005 entspricht; § 8 Abs. 1 AsylG 2005 (der inhaltlich dem § 8 Abs. 1 AsylG 
entspricht) verweist nämlich nicht auf § 50 FPG, sondern regelt den subsidiären Schutz etwas anders als § 8 Abs. 
1 AsylG, er zählt auch die maßgeblichen Bedrohungen selbst auf, und zwar in einer Weise, die nicht wörtlich 
dem § 50 FPG entspricht. 
 

Gemäß § 57 Abs. 1 FrG ist die Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung Fremder in einen Staat 
unzulässig, wenn dadurch Art. 2 der Europäischen Konvention zum Schutze der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten (in der Folge: MRK), Art. 3 MRK oder das Protokoll Nr. 6 zur Konvention zum Schutze der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten über die Abschaffung der Todesstrafe verletzt würde. Gemäß § 57 Abs. 2 
und 4 FrG ist die Zurückweisung, Zurückschiebung oder - mit einer Einschränkung, die im vorliegenden 
Verfahren nicht in Betracht kommt - Abschiebung Fremder in einen Staat unzulässig, wenn stichhaltige Gründe 
für die Annahme bestehen, dass dort ihr Leben oder ihre Freiheit aus Gründen ihrer Rasse, ihrer Religion, ihrer 
Nationalität, ihrer Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder ihrer politischen Ansichten bedroht 
wäre (Art. 33 Z 1 GFK). 
 

Die Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes zu § 57 FrG knüpft an jene zum inhaltsgleichen § 37 
Fremdengesetz BGBl. 838/1992 an. Für § 57 Abs. 1 FrG idF BG BGBl I 126/2002 kann auf die Rechtsprechung 
zur Stammfassung dieser Bestimmung (BGBl I 75/1997) zurückgegriffen werden (VwGH 16.7.2003, 
2003/01/0059; 19.2.2004, 99/20/0573), mit der sie sich inhaltlich deckt (die Änderung diente nur der 
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Verdeutlichung). Nach der Judikatur zu (§ 8 AsylG - nunmehr § 8 Abs. 1 AsylG - iVm) § 57 FrG ist 
Voraussetzung einer Feststellung nach dieser Bestimmung, dass eine konkrete, den Asylwerber betreffende, 
aktuelle, durch staatliche Stellen zumindest gebilligte oder (infolge nicht ausreichenden Funktionierens der 
Staatsgewalt) von diesen nicht abwendbare Gefährdung bzw. Bedrohung vorliege. Die Anforderungen an die 
Schutzwilligkeit und Schutzfähigkeit des Staates entsprechen jenen, wie sie bei der Frage des Asyls bestehen 
(VwGH 8.6.2000, 2000/20/0141). Ereignisse, die bereits längere Zeit zurückliegen, sind daher nicht geeignet, 
die Feststellung nach dieser Gesetzesstelle zu tragen, wenn nicht besondere Umstände hinzutreten, die ihnen 
einen aktuellen Stellenwert geben (vgl. VwGH 14.10.1998, 98/01/0122; 25.1.2001, 2001/20/0011). Die Gefahr 
muss sich auf das gesamte Staatsgebiet beziehen (zB VwGH 26.6.1997, 95/21/0294; 25.1.2001, 2000/20/0438; 
30.5.2001, 97/21/0560). Herrscht in einem Staat eine extreme Gefahrenlage, durch die praktisch jeder, der in 
diesen Staat abgeschoben wird - auch ohne einer bestimmten Bevölkerungsgruppe oder Bürgerkriegspartei 
anzugehören -, der konkreten Gefahr einer Verletzung der durch Art. 3 MRK gewährleisteten Rechte ausgesetzt 
wäre, so kann dies der Abschiebung eines Fremden in diesen Staat entgegenstehen (VwSlg. 15.437 A/2000; 
VwGH 25.11.1999, 99/20/0465; 

8.6.2000, 99/20/0203; 8.6.2000, 99/20/0586; 21.9.2000, 99/20/0373; 

25.1.2001, 2000/20/0367; 25.1.2001, 2000/20/0438; 25.1.2001, 2000/20/0480; 21.6.2001, 99/20/0460; 
16.4.2002, 2000/20/0131; 

17.9.2008, 2008/23/0588). Die bloße Möglichkeit einer dem Art. 3 MRK widersprechenden Behandlung in 
jenem Staat, in den ein Fremder abgeschoben wird, genügt nicht, um seine Abschiebung in diesen Staat unter 
dem Gesichtspunkt des § 57 FrG als unzulässig erscheinen zu lassen; vielmehr müssen konkrete Anhaltspunkte 
dafür vorliegen, dass gerade der Betroffene einer derartigen Gefahr ausgesetzt sein würde (VwGH 27.2.2001, 
98/21/0427; 20.6.2002, 2002/18/0028). 
 

Der Fremde hat glaubhaft zu machen, dass er iSd § 57 Abs. 1 und 2 FrG aktuell bedroht ist, dass die Bedrohung 
also im Falle, dass er abgeschoben würde, in dem von seinem Antrag erfassten Staat gegeben wäre und durch 
staatliche Stellen zumindest gebilligt wird oder durch sie nicht abgewandt werden kann. Gesichtspunkte der 
Zurechnung der Bedrohung im Zielstaat zu einem bestimmten "Verfolgersubjekt" sind nicht von Bedeutung; auf 
die Quelle der Gefahr im Zielstaat kommt es nicht an (VwGH 21.8.2001, 2000/01/0443; 26.2.2002, 99/20/0509; 
22.8.2006, 2005/01/0718). Diese aktuelle Bedrohungssituation ist mittels konkreter, die Person des Fremden 
betreffender Angaben darzutun, die durch entsprechende Bescheinigungsmittel untermauert werden (VwGH 
2.8.2000, 98/21/0461). Dies ist auch im Rahmen des § 8 (nunmehr: § 8 Abs. 1) AsylG zu beachten (VwGH 
25.1.2001, 2001/20/0011). Diese Mitwirkungspflicht des Antragstellers bezieht sich zumindest auf jene 
Umstände, die in seiner Sphäre gelegen sind und deren Kenntnis sich die Behörde nicht von Amts wegen 
verschaffen kann (VwGH 30.9.1993, 93/18/0214). 
 

Der Prüfungsrahmen des § 57 FrG ist durch § 8 (nunmehr: § 8 Abs. 1) AsylG auf den Herkunftsstaat des 
Fremden beschränkt (VwGH 22.4.1999, 98/20/0561; 21.10.1999, 98/20/0512). 
 

2.3.3.2. Wie bereits oben ausgeführt, bestehen keine stichhaltigen Gründe für die Annahme, dass das Leben oder 
die Freiheit des Beschwerdeführers aus Gründen seiner Rasse, seiner Religion, seiner Nationalität, seiner 
Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder seiner politischen Ansichten bedroht wäre; daher liegt 
kein Fall des § 57 Abs. 2 FrG vor. Zu prüfen bleibt, ob es begründete Anhaltspunkte dafür gibt, dass durch die 
Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung des Beschwerdeführers in seinen Herkunftsstaat Art. 2 oder 
3 MRK oder das Protokoll Nr. 6 zur MRK verletzt würde. 
 

Es besteht kein Hinweis auf "außergewöhnliche Umstände", die eine Abschiebung unzulässig machen könnten. 
In Nigeria besteht nicht eine solch extreme Gefährdungslage, dass gleichsam jeder, der dorthin zurückkehrt, 
einer Gefährdung im Sinne der Art. 2 und 3 MRK ausgesetzt wäre. Der Beschwerdeführer hat auch keinen auf 
seine Person bezogenen "außergewöhnlichen Umstand" behauptet, der ein Abschiebungshindernis bilden könnte. 
 

2.3.4.1. Gemäß § 8 Abs. 2 AsylG hat die Behörde dann, wenn ein Asylantrag abzuweisen ist und wenn die 
Überprüfung gemäß § 8 Abs. 1 AsylG ergeben hat, dass die Zurückweisung, Zurückschiebung oder 
Abschiebung des Fremden in den Herkunftsstaat zulässig ist, diesen Bescheid mit der Ausweisung zu verbinden. 
Da diese Voraussetzungen hier vorliegen, ist der Beschwerdeführer auszuweisen. Bei der 
Ausweisungsentscheidung ist nach der Rechtsprechung des Verfassungsgerichtshofes Art. 8 MRK zu 
berücksichtigen (VfSlg. 17.340/2004 [S 515], 17.516/2005 [Pt. IV.2.1 am Ende und IV.3.2]; VfGH 29.9.2007, B 
1150/07; vgl. auch die Erläut. zur RV der AsylGNov. 2003 [120 BlgNR 22. GP, 14], die davon ausgehen, dass 
"bei jeder Ausweisungsentscheidung im österreichischen Fremdenwesen [...] Art. 8 EMRK in die 
Entscheidungsfindung einzubeziehen" ist und die das offenbar auch für das Asylrecht annehmen; weiters VwGH 
23.11.2006, 2005/20/0516; 27.2.2007, 2007/01/0016; 26.3.2007, 2006/01/0595; 17.12.2007, 2006/01/0216). 
Dabei stehen die Interessen des Fremden an seinem Verbleib im Inland, die durch Art. 8 Abs. 1 MRK geschützt 
sind, dem öffentlichen Interesse an der Beendigung seines Aufenthaltes gegenüber. Nach dem Erkenntnis des 



 Asylgerichtshof 26.02.2009 

www.ris.bka.gv.at  Seite 11 von 11 

Verfassungsgerichtshofes VfSlg. 17.516/2005 (Pt. IV.2.1) beabsichtigt der Gesetzgeber, "durch die zwingend 
vorgesehene Ausweisung von Asylwerbern eine über die Dauer des Asylverfahrens hinausgehende 
Aufenthaltsverfestigung im Inland von Personen, die sich bisher bloß auf Grund ihrer Asylantragstellung im 
Inland aufhalten durften, zu verhindern". Dem in § 37 FrG verankerten Ausweisungshindernis darf nach der 
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht die Bedeutung unterstellt werden, "es wäre für Fremde 
zulässig, sich durch die Missachtung der für die Einreise und den Aufenthalt von Fremden geltenden 
Vorschriften im Bundesgebiet ein Aufenthaltsrecht zu verschaffen" (VwGH 22.3.2002, 99/21/0082 mwN). 
Nichts anderes kann aber für die durch das AsylG vorgeschriebene Abwägung gelten, hat doch der 
Verfassungsgerichtshof ausgesprochen (VfSlg. 17.516/2005 [Pt. IV. 3.2]): "§ 37 FrG legt [...] Kriterien fest, die 
sich auch aus der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes für Menschenrechte [...] zu Art. 8 EMRK in 
Fällen der Außerlandesschaffung eines Fremden ergeben und die von den Asylbehörden bei Ausweisungen nach 
§ 8 Abs. 2 AsylG, auch wenn sie dort nicht genannt sind, zu beachten sind." 
 

2.3.4.2. Das Bundesasylamt hat die durch Art. 8 Abs. 2 MRK vorgeschriebene Interessenabwägung mängelfrei 
vorgenommen. In diesem Zusammenhang sei darauf hingewiesen, dass der Beschwerdeführer bisher nur auf 
Grund eines Asylantrages zum Aufenthalt berechtigt war, der sich letztlich als nicht begründet erwiesen hat (vgl. 
VwGH 26.6.2007, 2007/01/0479 sowie mit ähnlichen Überlegungen zu Ausweisungen nach § 33 Abs. 1 FrG zB 
VwGH 20.12.1999, 99/18/0409; 

17.12.2001, 2001/18/0232; 17.12.2001, 2001/18/0234; 17.12.2001, 2001/18/0142; 17.12.2001, 2001/18/0162; 
31.10.2002, 2002/18/0217; 

27.2.2003, 2003/18/0020; 26.6.2003, 2003/18/0141; 10.9.2003, 2003/18/0147; 20.2.2004, 2003/18/0347; 
26.2.2004, 2004/21/0027; 

27.4.2004, 2000/18/0257; 8.3.2005, 2005/18/0044; vgl. auch VwGH 9.5.2003, 2002/18/0293, wonach dies 
anders zu beurteilen ist, wenn [fallbezogen] "nicht festgestellt wurde, dass der Asylantrag [...] von vornherein - 
und nicht etwa wegen einer geänderten Lage im Kosovo - unberechtigt gewesen wäre"; weiters VfGH 29.9.2007, 
B 1150/07, wonach bei der Abwägung zu berücksichtigen ist, ob sich der Fremde seines unsicheren 
Aufenthaltsstatus bewusst war, und daran anschließend VwGH 17.12.2007, 2006/01/0216). Dazu kommt, dass 
der Beschwerdeführer bereits zweimal von einem Strafgericht zu Freiheitsstrafen verurteilt worden ist; dies 
deutet jedenfalls auf eine mangelnde Integration hin. 
 

2.4. Es war daher spruchgemäß zu entscheiden. 


